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LÄNDLICHE ARMUT IN TRANSFORMATIONSÖKONOMIEN -
WIRTSCHAFTEN OHNE AUSSERLANDWIRTSCHAFTLICHES EINKOMMEN

G. BUCHENRIEDER und J. KNÜPFER*

1 Einleitung

Armut und ungleiche Einkommensverteilung haben im letzten Jahrzehnt in den Transfor
mationsökonomien Europas und Zentralasiens dramatisch zugenommen. Während der
Prozentsatz der in absoluter Armut lebenden Bevölkerung in Slowenien, der Tschechi
schen Republik und Kroatien bei Null anzusiedeln ist, fallen in Zentralasien zwischen 40
und 70 % der Bevölkerung unter die Armutsgrenze. Im Prinzip haben alle Transformati
onsländer einen wirtschaftlichen Einbruch nach Beginn des Transformationsprozesses
erfahren, allerdings war dieserEinbruch in manchen Regionen schärferund dauerte länger
als in anderen Regionen. Verschiedene Gründe können zur Erklärung der sich zuspitzen
den Armut herangezogen werden. Zum einen hat die Transformation die soziale und wirt
schaftliche Infrastruktur zusammenbrechen lassen, zum andern hat die sinkende Produkti
on auf die staatlichen Budgeteinnahmen und privaten Einkommen großen Druck ausgeübt.
Insbesondere die sinkende Nachfrage nach dem Faktor Arbeit führte zu abnehmenden pri
vaten Einkommen und sich verstärkenden Einkommensunterschieden. Die zu beobachten
de Produktivitätssteigerung im privaten Agrarsektor wird zusätzlich den Druck auf den
Arbeitsmarkt verstärken. Daher wird besonders der außerlandwirtschaftliche Bereich eine
wichtige Rolle bei der Reduzierung ländlicherArmut spielen.

DieserBeitragwird das Ausmaß der ländlichen Armut auf dem Balkan, speziell Bulgarien
und Rumänien beleuchten. Beide Länder wurden im Dezember 1999 in Helsinki eingela
den, die Assoziationsverhandlungen mit der Europäischen Union (EU) zu beginnen. Aus
gehend vonder Struktur desprivaten Agrarsektors wirdder Beitrag die Möglichkeiten und
Grenzen der von der EU favorisierten Instrumente zur ländlichen Entwicklung kritisch im
Hinblick auf die Reduzierung der ländlichen Armut beleuchten. Die Reduzierung der
ländlichen Armut ist in Anbetracht der Osterweiterung der EU, in deren Prozess die EU
eine stärkere landwirtschaftliche und ländliche Prägung erhält, von höchster Bedeutung.

2 Armut im ländlichen Raum während der Transformation

Nach Schätzung der Weltbank (2000a) sind etwa 20 % der Gesamtbevölkerung der
Transformationsländer absolut arm, d. h. sie müssen mit weniger als 2,15 US-$ pro Kopf
und Tag auskommen. Die Anteile der Bevölkerung in absoluter Armut schwanken jedoch
in den einzelnen Ländern. Während der Prozentsatz der in absoluter Armut lebenden Be
völkerung in den besser gestellten Transformationsländern wie z. B. der Tschechischen
Republik bei Null anzusiedeln ist, leben in Armenien 40 % der Bevölkerung unter die
Armutsgrenze. Der relative Armutsrisikoindex ist zudem im Allgemeinen höher für länd
liche Gebiete. Mit wenigen Ausnahmen ist besonders in Mitteleuropa und dem Baltikum
das Risiko für einen ländlichen Haushalt, arm zu werden, um 50 % höher als für die Be
völkerung im ganzen.

Universität Hohenheim (490a), 70593 Stuttgart, Tel./Fax: (0711) 459-3301/ 2582, e-mail: Shrie-
der@uni-hohenheim.de und Knuepfer@uni-hohenheim.de. FürHinweise zurÜberarbeitung desManu
skripts bedanken wir uns bei Birgit Schäfer und Frank Litzka, Universität Hohenheim.
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Neben dem mitunter drastischen Einbruch der Produktion in den ersten Jahren der Trans
formation ist die zunehmend ungleichmäßige Verteilung der geschrumpften Volksein
kommen die Ursache für die rasche und weite Verbreitung der Armut. In Mitteleuropa,
beispielsweise Ungarn hat die Ungleichheit in der Einkommensverteilung relativ wenig
zugenommen. Der Gini-Index erhöhte sich lediglich von 0,21 (1987) auf 0,25 zehn Jahre
später. In Südosteuropa stellt sich die Situation anders dar. In Rumänien stieg im gleichen
Zeitraum derGini-Index von 0,23 auf0,30 und inBulgarien sogar von 0,23 auf0,41. Dass
die Einkommen beim Übergang zur Marktwirtschaft weniger "gerecht" verteilt werden,
war angesichts der egalitären Ausgangssituation zu erwarten und bis zu einem gewissen
Grade auch erwünscht. In einigen Ländern haben sich aber innerhalb weniger Jahre Ver
teilungsmuster herausgebildet, die südamerikanischen Verhältnissen entsprechen, z. B. ist
der Gini-Koeffizient in Armenien von 0,27 (1987-90) auf 0,59 (1996-99) herauf ge
schnellt (Weltbank 2000a). Tendenziell scheinen die Einkommen umso ungleicher ver
teilt zusein, je zögerlicher und bruchstückhafter die Strukturreformen angegangen worden
sind und je stärker ein Land von Korruption betroffen ist. Zudem sind die ehemals flä
chendeckend funktionierenden sozialen Sicherungssysteme zusammengebrochen. Zumin
dest in einigen Ländern besteht die Gefahr, dass sich die Armut auf hohem Niveau struk
turell verfestigtund zum politischsozialen Sprengstoffwird.

Innerhalb Europas ist Südosteuropa (SOE) historisch betrachtet die am wenigsten entwi
ckelte Region. Die sozio-ökonomischen Bedingungen waren zu Beginn des Transformati
onsprozesses entsprechend unvorteilhaft (Weltbank 2000b). Selbst gegen Ende der 90er
Jahre entsprach das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen in Südosteuropa nur etwa der
Hälfte dessen in weiter entwickelten europäischen Transformationsländern. Während in
den Transformationsländern Mittel- und Osteuropas (MOE) die Produktivität 1998 etwa
eineinhalb mal so hoch war wie in 1989, lag sie in Südosteuropa noch etwa bei 90 % des
Niveaus von 1989. Die Weltbank (2000b) geht davon aus, dass eine verstärkte Restruk-
turierung der Wirtschaft und Investitionstätigkeit notwendig sein wird, um die Produkti
vitätszuwächse der letzten Jahre weiterzuführen, die im wesentlichen auf Entlassungen
zurückzuführen waren.

3 Nutzenmaximierende Arbeitsallokation im ländlichen Wirtschaftsraum

Nach der neoklassischen Theorie teilt ein landwirtschaftlich orientierter Haushalt seine
Gesamtzeit zwischen möglichen einkommensschaffenden Tätigkeiten, z. B. landwirt
schaftlichen und möglichen außerlandwirtschaftlichen Arbeiten sowie Freizeit auf. Die
Aufteilung hängt von den Einkommensmöglichkeiten in der Landwirtschaft, den Opportu-
nitätskosten der landwirtschaftlichen Beschäftigung (aus außerlandwirtschaftlicher un-
selbstständiger und selbstständiger Beschäftigung) und der Nutzenfunktion ab (Bauer
2000). Zwei Extremesind möglich, Spezialisierung in einer Beschäftigung oder Diversifi
kation (Mundlack 2000). Abbildung 1 beschreibt den Entscheidungsprozeß des Nutzen
maximierenden landwirtschaftlichen Betriebs. Auf der Abszisse ist die verfügbareZeit des
Betriebs abgebildet.

Die Einkommensfunktion 77 bildet das Einkommen in Abhängigkeit des (Arbeits-) Zeit
einsatzes ab (sowohl in Arbeitsstunden und/oder Anzahl der Arbeitskräfte). Bei einer ge
gebenen Nutzenfunktion Uj und ohne die Möglichkeit außerhalb der Landwirtschaft zu
arbeiten, würde der Landwirt AL Arbeit einsetzen, das entsprechende Einkommen YL ver
dienen und das Nutzenniveau C erreichen. Sofern ein Arbeitsmarkt besteht und damit die
Möglichkeit außerhalb der Landwirtschaft zu arbeiten, könnte der Landwirt das gleiche
Nutzenniveau auf Uj in Punkt B erreichen, wo die Entlohnungsgerade w die Nutzenfunk
tion U} berührt. Die optimale Entscheidung in diesem Fall wäre allerdings die verfügbare
Zeit zwischen Arbeit in der Landwirtschaft und außerhalb der Landwirtschaft zu teilen, da
der Landwirt in diesem Fall die höhere Nutzenfunktion U2 erreichen könnte. Die Tangente
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w' der Entlohnungsgeraden w berührt die Nutzenfunktion U2 in E. Dies entspricht der
marginalen Entlohnung in der Landwirtschaft in Punkt D. In diesem Arbeitsallokations-
modell arbeitet der landwirtschaftliche Betrieb A4-A3 Einheiten außerhalb der Landwirt
schaft undA3 Einheiten in der Landwirtschaft. DerHaushalt erreicht das kombinierte Ein
kommensniveau Y4, welches höher ist als das, was erreicht werden könnte, wenn der Be
trieb entweder ausschließlich in der Landwirtschaft oder ausschließlich außerhalb arbeiten
würde (Bauer 2000). Sofern außerhalb der Landwirtschaft Beschäftigungsmöglichkeiten
im Abhängigen- oder Selbstständigenverhältnis bestehen und das Arbeitsangebot in der
Landwirtschaft die Nachfrage übersteigt, ist es dieses höhere Nutzenniveau, das die Di
versifikation oder Koexistenz von Beschäftigungen in einem landwirtschaftlichen Haus
halt so attraktiv macht (Bauer 2000, Mundlack 2000).

Abbildung 1:

yl4

Nutzenmaximierung durch Diversifi
kation der Beschäftigung im Agrar-
sektor

Quelle: Henrichsmeyer und von Witzke (1991: 359)

Das theoretische Optimum der
kombinierten landwirtschaftli
chen und außerlandwirtschaftli

chen Beschäftigung aus
Abbildung 1 hängt von den
möglichen abhängigen Beschäf
tigungen sowie selbstständigen
Tätigkeiten außerhalb der Land
wirtschaft ab. Diese Möglich
keiten sind jedoch oftmals be
schränkt. Die landwirtschaftliche

Arbeitskraft wird häufig als qua
si fixer Produktionsfaktor be

zeichnet, da die Investition in
das Humankapital von in der
Landwirtschaft Beschäftigten
dann hohe verlorenen Kosten

verursacht, wenn diese in andern
Sektoren beschäftigt werden
sollen (Bauer 2000).

Die Opportunitätskosten der in der Landwirtschaft Beschäftigten sinken außerdem mit
zunehmendem Alter. In Rumänien sind 58 % der Beschäftigten in landwirtschaftlichen
Familienbetrieben älter als 55 Jahre und in Bulgarien sind es 38 %. Trotz der relativ über-
alteten Beschäftigungsstruktur in der von Familienbetrieben dominiertenLandwirtschaft in
diesen beiden Ländern, werden in Rumänien 41 % und in Bulgarien 86 % aller Betriebe
als Nebenerwerbsbetriebe geführt. Dies kann im wesentlichen auf die Dekollektivierung
in Verbindung mit unvollständigen Bodenmärkten zurückgeführt werden, die in kleinen
auf die Selbstversorgung ausgerichteten Betrieben resultierte (Greif 1997, Macours und
Swinnen 1998).

4 Umstrukturierung des ländlichen Wirtschaftsraums

Kapitel 4 beschreibt zuerst die Transformation des Agrarsektors und des ländlichen Ar
beitsmarkts in MOE. Danach wird ein Überblick über die ländliche Entwicklungspolitik
im Hinblick auf die Osterweiterung der EU gegeben.

4.1 Transformation des Agrarsektors und ländlichen Arbeitsmarktes

Im Jahr 1995 betrug das Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf in Kaufkraftstandards
(KKS) in den MOEL-10 nur 38 % des EU-Durchschnitts. Mit das niedrigste Niveau war
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in Rumänien (32 % des EU-Durchschnitts) und Bulgarien (28 %) zu beobachten. Zwi
schen 1995 und 1997 betrug das Wachstum in den MOEL-10 durchschnittlich knapp 4 %
jährlich, dies verringerte die BIP-Lücke von 38 % des EU-Wertes auf 40 %. Die Kluft hat
sich jedoch nicht in allen Ländern verringert. In Rumänien und Bulgarien sank das BIP
pro Kopf von 32 % auf 31 % und in Bulgarien von 28 % auf 23 % des EU-Durchschnitts
(Mouque 1999).

Insgesamt ist die Beschäftigung in der Landwirtschaft in den meisten MOEL gesunken,
jedoch liegt sie immer noch über dem Niveau der meisten EU-Mitgliedsstaaten. Die An
passung der Beschäftigtenstruktur im Agrarsektor variierte jedoch stark, da die Länder
unterschiedliche Wege der Agrarsektorreform gewählt haben. Im einen Ansatz, z. B. in
der Tschechischen Republik und Ungarn, geht die Reduzierung der in der Landwirtschaft
Beschäftigten einhermit einer Konsolidierung der Großbetriebe, einem starkenAbfall der
Produktion und Erhöhung der Arbeitsproduktivität. Im andern Ansatz, z. B. in Bulgarien
und Rumänien, hat sich die Zahl der in der Landwirtschaft Arbeitenden weit weniger re
duziert, bzw. teilweise sogar erhöht und entsprechend fiel auch die Produktion nicht so
stark und der Anteil der Familienbetriebe erhöhte sich (Macours und Swinnen 1998).
Der Anteil der in der Landwirtschaft Beschäftigen ist bis 1997 in Rumänien auf 39 % und
in Bulgarien auf 24,4 % gestiegen. Damit weisen diese zwei Länder gemessen an allen
zehn EU-Beitrittsländern den höchsten Anteil der inder Landwirtschaft Beschäftigten vor
Litauen und Polen auf (EC 1999a).

Die Landwirtschaft inBulgarien litt bis 1997 unter einer trägen Privatisierungs- und Rücküber-
eignungspolitik. Danach wurde vorallem die Rückübereignung von Land und landwirtschaftli
chen Vermögenswerten beschleunigt, die Preise im Agrarsektor liberalisiert und die Exportsteu
ern reduziert. Die Rückübereignung von Land und landwirtschaftlichen Vermögenswerten er
wies sich als ein sehr zeitaufwendiger und komplizierter Prozess, da es keine gesicherten
Grundbucheinträge gab. Derzeit sind die überwiegende Mehrzahl der Betriebe in Privateigen
tum, davon sind etwas mehr als 66 %Familienbetriebe und knapp 3%im Eigentum von juristi
schen Personen. Die strukturelle Reform in der Landwirtschaft hat zu kleinen Betrieben mit
durchschnittlich 3,9ha geführt. Die durchschnittliche Parzellengröße war 1998 bei 0,6ha mit
etwa acht Millionen Parzellen (Kopeva, Doichinova und Madjarova 2001). DerAnteil der
Landwirtschaft an derVolkswirtschaft beträgt derzeit etwa 13% des BIP.

In Rumänien wurden zwischen 1989 und 1990 spontan die landwirtschaftlichen Genos
senschaften aufgelöst und die Restitution der Vermögenswerte wurde durch eine Reihe
von Gesetzen legalisiert (Davis, Breitschopf und Buchenrieder 2001). Schon im Jahr
1993 waren 86 % der landwirtschaftlich genutzten Fläche wieder in der Hand von ca. 2,8
Millionen Privateigentümern mit 60 % der Agrarfläche bzw. 80 % der Ackerfläche des
Landes in Einzelbetrieben von durchschnittlich etwa 2,2 ha Fläche. Seit 1994 erlaubt das
Pachtgesetz Nr. 16 die Flächenumlegung auf Pachtbasis. Seit 1997 liegt die Obergrenze
bei der Pachtung von Land bei 500 Hektar. 1998 gab es einen Erlas zur Ausdehnung der
Restitution von Boden; die Rückübereignung wurde von 10 auf 50 ha pro Person ausge
dehnt. Das Landgesetz Nr. 1/2000 setzt die obere Grenze für rückübereignetes Land auf
50 ha für landwirtschaftliches Gelände und für Wald auf 10 ha fest (Davis, Breitschopf
und Buchenrieder 2001). Eine Folge dieser Vorgehensweise war, dass das meiste Land
an die ältere Bevölkerung ging, die 41 % der ländlichen Bevölkerung ausmachte. Demzu
folge verfügt die ältere Bevölkerung heute über 65 % des Landes (Weltbank 2000a). Die
Struktur des produzierenden Agrarsektors stellte sich 1997 wie folgt dar: 12 % der ge
samten landwirtschaftlichen Nutzfläche war in den Händen der früheren Staatsbetriebe,
12 % wurde durch landwirtschaftliche Gesellschaften bewirtschaftet, 8 % durch landwirt
schaftliche Familienverbünde und 59 % durch individuelle Familienbetriebe. Im Durch
schnitt bewirtschaften die Familienbetriebe etwa 2,2 Hektar. Die Restitution des Bodens
und die anschließende schleppende Einführung eines rechtlichen Rahmens für den Bo-
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denmarkt führte dazu, dass noch in der zweiten Hälfte der 90er die landwirtschaftliche
genutzte Fläche in annähernd 50 Millionen Parzellen aufgeteilt war. Der Anteil der Land
wirtschaft an der Volkswirtschaft betrug 1999 etwa 16 % des BIP.

Empirische Untersuchungen weisen darauf hin, dass die ländlichen Haushalte in MOE
zwischen 30 und 50 % ihres Einkommens aus Quellen außerhalb der Landwirtschaft be
ziehen (Greif 1997). Dieser Anteil entspricht in etwa dem, den Ellis (1999) im südlichen
Afrika (im Durchschnitt 40 %), in Südasien und Lateinamerika gefunden hat, wo ländliche
Haushalte etwa 60 % ihres Einkommens von außerhalb der Landwirtschaft beziehen
(Reardon et al. 1999). Kopeva, Doichinova und Madjarova (2001) schätzen, dass die
privaten landwirtschaftlichen Betriebe in Bulgarien etwa 40 bis 42 % ihres Familienein
kommens außerhalb der Landwirtschaft erwirtschaften. Landwirtschaftliche Familienbe

triebe in Rumänien, die auch außerlandwirtschaftliche Tätigkeiten ausüben, weisen ein
etwa 25 % höheres Einkommen auf als reine landwirtschaftliche Betriebe (Heidhues und
Schrieder 2000). Der Anteil der Bevölkerung im landwirtschaftlichen Sektor, der in Ko
existenz oder als Diversifikation einen Teil des Einkommens außerhalb der Landwirt

schaft erwirtschaftet, variiert stark. In Ungarn beträgt der Anteil 13 %, in Rumänien 41 %
und in Bulgarien 66 % (Greif 1997, Macours und Swinnen 1998). Im Allgemeinen ist
die Nachfrage nach Beschäftigungsmöglichkeiten außerhalb der Landwirtschaft in den
MOEL mit kleinbäuerlichen Strukturen, wie z. B. in Polen, Bulgarien und Rumänien be
sonders hoch.

Die Schaffung von Arbeitsplätzen im ländlichen Raum außerhalb der Landwirtschaft ist in
SOE zu einer schwierigen und dringenden Aufgabe geworden angesichts der hohen Ar
beitslosenquoten im ländlichen Raum im Balkan und der vergleichsweise niedrigeren
Zahlen anderer mittel- und osteuropäischer Transformationsländer. In Transformations
ländern leben zwischen 30 bis 50 % der Bevölkerung im ländlichen Raum. Des Weiteren
deutet sich an, dass der landwirtschaftliche Sektor nicht in der Lage ist, ausreichend Ein
kommen für die ländliche Bevölkerung, insbesondere arme Bevölkerungsteile zu schaffen.
Das Arbeitsangebot im ländlichen Raum kann demnach nicht produktiv durch den Agrar
sektor nachgefragt werden und die Armut ist am steigen. Aufgrund der noch unzureichen
den Mobilität des Faktors Arbeit und der begrenzten Aufnahmekapazität der städtischen
Ballungsregionen bleibt zur Reduzierung der Armut, nur der außerlandwirtschaftliche
Sektor als wichtiger möglicher Nachfrager für Arbeit.

4.2 Ländliche Entwicklung und Osterweiterung der Europäischen Union

In der EU-15 macht der ländliche Raum 80 % des Gemeinschaftsgebiets aus (EC 1999b).
Mit einer Osterweiterung der EU würde sich dieser Anteil sogar noch erhöhen. In der EU
bekam die Entwicklung ländlicher Regionen 1988 einen neuen politischen Impuls, als die
Europäische Kommission das Arbeitspapier „Situation und Ausblick - Ländliche Ent
wicklung" vorlegte (EC 1997). In der Vergangenheit wurden ländliche Gebiete als räumli
che Kategorie oft mit der Landwirtschaft als einziger Sektoraktivität gleichgesetzt. Folg
lich wurden in erster Linie Maßnahmen der Agrarmarkt- und Agrarstrukturpolitik heran
gezogen, um das Ziel zu erreichen, die „Zukunft der ländlichen Gebiete [zu gewährleis
ten] und die Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen [zu garantieren]" (EC 1999b: 1).
Mit der Agenda 2000 wurde die Notwendigkeit eines territorialen und sektorübergreifen
den Ansatzes zur ländlichen Entwicklung politisch anerkannt, indem nicht nur der ge
meinsamen Agrarpolitik (GAP), sondern auch der Politik zur Entwicklung des ländlichen
Raums im Hinblick auf den territorialen, wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt der
EU eine wichtige Rolle zuerkannt wurde. Während in den 90ern eine sektorbezogene Po
litik gemacht wurde, favorisiert die Agenda 2000 integrierte Entwicklungsansätze des
ländlichen Raums.
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Im Hinblick auf die Osterweiterung der EU wurde die sozio-ökonomische Unausgewo-
genheit zwischen einzelnen Regionen in MOE als eines der hartnäckigsten Transformati
onsprobleme erkannt (Haarbeck und Bogner 1997). Neben den klassischen Problemen
ländlicher Räume, wie sie in der EU-15 hinlänglich bekannt sind, sind die wesentlichen
Ursachen für die stagnierende Entwicklung der ländlichen Räume in MOE direkt oder
indirekt auf das Erbe des sozialistischen Systems zurückzuführen (Greif 1997, Köster
1997):

- Erhebliche Freisetzung von Arbeitskräften während der Transformation.

- Errichtung von wirtschaftlichen Zentren etc. basierte auf zentralistischen Entschei
dungen.

- Monostrukturierte Gebiete, d. h. starke Konzentration und vertikale Integration von
bestimmten Wirtschaftszweigen.

- hohes Durchschnittsalter der in der Landwirtschaft Beschäftigten.

- Vernachlässigung der ländlichen Infrastruktur, insbesondere auch sozialer Einrichtun
gen.

- Mobilitätsbeschränkungen des Faktors Arbeit durch mangelhafte Verkehrsinfrastruk
tur und Engpässe im Wohnungsmarkt.

- Außerordentliche Umweltverschmutzung und -Zerstörung.

In den ersten Reformjahren galt das Augenmerk der Transformationsländer der gesamt
wirtschaftlichen Stabilität, die verfügbaren finanziellen Mittel wurden auf Wachstums
zentren und Wachstumssektoren konzentriert. Darüber hinaus bestand die Auffassung,
dass die Marktkräfte dazu beitragen würden, ein annehmbares Gleichgewicht bei der
Verteilung der wirtschaftlichen Aktivitäten auf die Regionen herzustellen. Durch das Er
reichen wirtschaftlicher Stabilität erlangte die Entwicklungspolitik, vor allem auf natio
naler und regionaler Ebene, einen höheren Stellenwert, und es wurde politisch anerkannt,
dass die wachsenden regionalen Disparitäten angegangen werden müssen. Die Aussicht
auf die EU-Mitgliedschaft und eine mögliche Förderung durch die sogenannten Struktur
fonds der EU ist ein weiterer starker Anreiz für die MOEL, die benötigten dezentralisier
ten Verwaltungskapazitäten für eine effektive Regionalpolitik zu schaffen. Gegenwärtig
gibt es nur in Ungarn, Rumänien und Lettland gesonderte rechtliche Grundlagen für eine
Regionalpolitik. In Slowenien und Bulgarien wird im Parlament ein Gesetzentwurf disku
tiert.

In Bulgarien wird derzeit im Rahmen der Verfassung eine Regionalpolitik eingeführt, die
eine ausgewogene Entwicklung der Regionen fördert. Gegenwärtig werden regionale
Maßnahmen entworfen, die Teil der nationalen Entwicklungspolitik sind und auf sektora
ler Basis implementiert werden. Für Regionen mit Strukturproblemen wurden spezielle
Programme entworfen, die vor allem auf die Verbesserung der Infrastruktur und Umwelt
abzielen. Der Gesetzentwurf zur regionalen Entwicklung wird Leitlinien für die Regional
politik enthalten, die auf rückständige, industrielle und ländliche Gebiete ausgerichtet
wird. In Rumänien wurde die Regionalpolitik bis 1998 im Rahmen einer Raumordnungs
politik durchgeführt. Danach wurde das Regionalentwicklungsgesetz verabschiedet, das
auf dem gemeinsamen Grünbuch der EU und der rumänischen Regierung (1998) basiert.

Die Strukturfonds unterstützen die regionale Wirtschaftspolitik der EU-Mitgliedsländer gemäß dem
Prinzip der Zusätzlichkeit. Für den Zeitraum 2000 bis 2006 stehen insgesamt 195 Mrd. Euro zur Ver
fugung. Die fünf Strukturfonds sind (1) der Europäische Sozialfonds (ESF), (2) der Europäische Aus
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL), (3) der Europäische Fonds für regionale
Entwicklung, (4) der Kohäsionsfonds und (5) das Finanzinstrument für die Ausrichtung der Fischerei
(FIAF).
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Das rumänische Gesetz zur Regionalentwicklung hat das Ziel, einen zusammenhängenden
rechtlichen und institutionellen Rahmen für Regionalprogramme zu schaffen. Ferner sieht
es den Aufbau einer Nationalen Agentur für Regionalentwicklung vor, die dafür verant
wortlich ist, die Hilfen aus den EU-Strukturfonds nach dem Beitritt zu verwalten
(Mouque 1999).

In Zukunft wird, wie schon in den Jahren 1997 bis 1999, das Phare-Programm (Poland,
Hungary Assistancefor theRestructuring ofthe Economy) den Hauptkanal für Gelder der
EU an die MOEL darstellen. Mit der Agenda 2000 der EU stehen nun zwei weitere In
strumente zur strukturellen Vorbereitung der MOEL im Hinblick auf die EU-
Osterweiterung zur Verfügung: das strukturpolitische Regionalenwicklungsinstrument
ISPA {Instrument for Structural Policies for Pre-Accession) und das Rahmenprogramm
zur ländlichen Entwicklung SAPARD (Special Accession Program for Agriculture and
Rural Development).

Mit einer breiten Palette von Maßnahmen soll das Heranführungsinstrument zur ländli
chen Entwicklung, SAPARD, den assoziierten Ländern helfen, ihre Teilnahme an der
GAP und am Binnenmarkt vorzubereiten. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Verwal
tungen der Länder in die Lage zu versetzen, die Strukturfonds der EU nach dem Beitritt
adäquat zu verwalten. Dabei darf der Beitrag der EU zur Programmfinanzierung nicht
mehr als 75 % der öffentlichen Ausgaben ausmachen. Im Falle von privaten Investitionen
darf die gesamte öffentliche Beihilfe 50 % der Gesamtkosten nicht überschreiten, wobei
höchstens 75 % der Beihilfe von der EU getragen werden dürfen.

Im Rahmen von SAP ARD, entwirft jeder der zehn Beitrittskandidaten einen nationalen
Plan für landwirtschaftliche und ländliche Entwicklung (NPARD: National Plan for Agri
cultural and Rural Development), welcher die Zeit von 2000 bis 2006 umfasst. Die vorge
schlagenen Pläne sollen die jeweiligen nationalen Prioritäten und das Entwicklungspoten
tial der ländlichen Regionen darlegen. Von Seiten der EU werden Markteffizienz und die
Schaffung von Arbeitsplätzen in ländlichen Gebieten als besonders wichtig erachtet.
Weiterhin müssen die Pläne die Prinzipien des ländlichen Entwicklungsansatzes der EU
berücksichtigen: Konzentration auf benachteiligte Regionen, Zusätzlichkeit der Mittel,
Subsidiarität, partnerschaftliche Politikformulierung und Maßnahmenimplementierung
und wirtschaftliche und ökologische Nachhaltigkeit. Von 2000 bis 2006 werden jährlich
520 Mio. Euro für SAPARD zur Verfügung stehen. Rumänien erhält etwas mehr als 150
Mio. Euro, Bulgarien mehr als 50 Mio. pro Jahr. Die indikative Aufteilung der Mittel auf
die Bewerberländer in MOE erfolgte nach Kriterien: (1) landwirtschaftliche Bevölkerung,
(2) landwirtschaftlich genutzte Fläche, (3) das BIP pro Kopf in Kaufkraftstandards und (4)
spezifische Situation einzelner Gebiete.

Inwieweit der nicht-landwirtschaftliche ländliche Sektor dazu beitragen kann, die ver
steckte und offene Arbeitslosigkeit (durchschnittlich 30 %) in ländlichen Gebieten von
Transformationsländern zu reduzieren, ist unklar (KÖSTER 1997). Für Bulgarien hat sich
jedoch gezeigt, dass die privaten landwirtschaftlichen Betriebe etwa 40 bis 42 % ihres
Familieneinkommens außerhalb der Landwirtschaft erwerben und diversifizierte landwirt

schaftliche Familienbetriebe in Rumänien wiesen ein etwa 25 % höheres Einkommen auf,

ISPA wird sich auf zwei Gebiete konzentrieren, dies sind die Umwelt und die Transeuropäischen
Netzwerke und ihre Ausdehnung nach Osten. Das ISPA Budget umfaßt 1.040 Mio. Euro pro Jahr von
2000 bis 2006 (Preisbasis 1999) und finanziert bis zu 85 % der öffentlichen Ausgaben. SAPARD ist
ein strukturelles Hilfsprogramm für die Landwirtschaft und die ländliche Entwicklung. Es wird die
Beitrittsländer insbesondere darin unterstützen, den Aquis Communautaire im Hinblick auf die GAP
umzusetzen. Das SAP ARD Budget umfaßt 520 Mio. Euro pro Jahr von 2000 bis 2006 (Preisbasis
1999). Insgesamt stehen für die beiden Programme pro Jahr von 2000 bis 2006 mehr als 1.500 Mio.
Euro auf der Preisbasis von 1999 zur Verfügung. Das Finanzvolumen von Phare, SAP ARD und ISPA
umfaßt 3 Mrd. Euro pro Jahr von 2000 bis 2006.
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als reine landwirtschaftliche Betriebe. Während in der Maßnahmenliste von SAPARD der
nicht-landwirtschaftliche Sektor nicht ausdrücklich erwähnt ist, wird er im Grünbuch der
EU und der rumänischen Regierung (1998) explizit erwähnt. Die Schaffung von kleinen
und mittleren Unternehmen (KMU) im Bereich von Industrie, Handwerk und Dienstleis
tung ist dort als ein strategisches Ziel aufgeführt. Diese Einschätzung korrespondiert mit
von Urff (1999), der im sekundären und tertiären Sektor die Entwicklungsanreize für
ländliche Regionen sieht. Aus diesen Gründen ist der KMU Sektor von großem Interesse
für politische Entscheidungsträger.

4 Beschreibende empirische Auswertung der ländlichen Wirtschaftsentwick
lung in Bulgarien und Rumänien

Der Entwicklung des ländlichen Raums wird im Hinblick auf die EU-Osterweiterung zu
nehmend Beachtunggeschenkt. Grundsätzlich stellt sich im Rahmen der ländlichen Regi
onalpolitik die Frage, ob ein aktiver wirtschaftlicher Ausgleich zwischen den Regionen
einer marktwirtschaftlichen Durchsetzung des regionalen Wettbewerbsprinzips vorzuzie
hen ist. Geht man von vollkommenen und unregulierten Märkten aus, würden sich der
Theorie nach regionale Entwicklungsunterschiede über Faktorwanderungen und einer A-
daption der Faktorentlohnung ausgleichen. Werden die dem neoklassischen Modell
zugrunde liegenden Annahmen wie vollkommene Mobilität und Homogenität der Fakto
ren aufgehoben, kann der regionale Ausgleich über den Wettbewerb schnell an seine
Grenzen stoßen, wenn er nicht von gezielten Maßnahmen begleitet wird. Letztendlich ist
es eine politische Entscheidung, ein besseres nationales Gleichgewicht der wirtschaftli
chen Möglichkeiten und sozialen Bedingungen zu fördern.

Im Zuge der geplanten EU-Osterweiterung sollen die Heranführungsinstrumente Phare,
ISPA und SAPARD die Beitrittskandidaten bei der Bewältigung der strukturellen Heraus
forderungen unterstützen. Während ISPA ein regionalpolitisches Instrument ist, das
schwerpunktmäßig die Umwelt und die Verkehrsnetze der beitrittswilligen Länder Osteu
ropas fordern soll, spielt SAPARD für die ländliche Entwicklung eine herausragende
Rolle. Die Bewerberländer legen dem STAR-Ausschuss (Ausschuss für Agrarstrukturen
und die Entwicklung des ländlichen Raums) Pläne zur Entwicklung des ländlichen Raums
vor. Der STAR-Ausschuss hat in der Zwischenzeit alle zehn unterbreiteten Programme
der Bewerberländer genehmigt. Von den über 150,6 Mio. Euro pro Jahr unter SAPARD,
widmet Rumänien innerhalb seines Plans von 2000 bis 2006 durchschnittlich 42,7 %
(64,32 Mio. Euro) integrierten Maßnahmen zur ländlichen Entwicklung. In Bulgarien
werden durchschnittlich 23,8 % (12,4 Mio. Euro) von insgesamt über 52,1 Mio. Euro pro
Jahr für entsprechende Maßnahmen innerhalb des SAPARD-Programms bereitgestellt. Die
strategischen Programmziele von Rumänien und Bulgarien sehen neben der Entwicklung
einer leistungsfähigen und nachhaltigen Agrarproduktion und eines eben solchen Ernäh
rungssektors auch eine nachhaltige Entwicklung des ländlichen Raums vor. Dazu gehört
in beiden Ländern die Schaffung zusätzlicher Beschäftigungsmöglichkeiten, die Diversifi
zierung der wirtschaftlichen Tätigkeiten, die Entwicklung und Erneuerung der Infrastruk
tur sowie die Verbesserung der Berufsbildung von in der Landwirtschaft Beschäftigten.
Letztendlich widmen beide Länder lediglich einen kleinen Prozentsatz der SAP ARD-
Mittel explizit der Entwicklung und Diversifizierung wirtschaftlicher Tätigkeiten im
ländlichen Raum: 6,2 % in Bulgarien und 9,6 % in Rumänien (jährlicher Durchschnitt von
2000 bis 2006). Die Förderung landwirtschaftlicher Betriebe hat einen höheren Stellen
wert: 30,4 % in Bulgarien und 14,5 % in Rumänien (jährlicher Durchschnitt von 2000 bis
2006). Genau diese Politik der Restrukturierung des landwirtschaftlichen Sektors wird
aufgrund der steigenden Arbeitsproduktivität mit verbesserter Kapital- und Bodenaus
stattung weitere Beschäftigte freisetzen.
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Bereits 1997 ergab eine strukturierte Befragung von 220 landwirtschaftlichen Haushalten
in drei Provinzen Rumäniens, Timis, Dolj und Brasov, dass bei 41 % der Stichprobe min
destens ein Haushaltsmitglied entweder ganz oder teilweise außerhalb der Landwirtschaft
beschäftigt war (Buchenrieder, Heining und Heidhues 2000). Außerdem wurden 77
Kleinst-, Klein- und mittlere Unternehmen (KKMU) in Brasov und Dolj (1998) und 74
Betriebe in Timis (1997) befragt. In Rumänien werden KMU als Betriebe zwischen 50
und 250 Beschäftigten kategorisiert. Die befragten Betriebe in der Stichprobe hatten je
doch im Durchschnitt lediglich fünf Beschäftigte, weshalb sie als KKMU zusammenge-
fasst wurden (Heidhues und Schrieder 2000). Im Vergleich zur Stichprobe der landwirt
schaftlichen Familienbetriebe waren ein großer Anteil der KKMU Betriebsleiter jünger als
35 Jahre (30 %, N=44). Das Durchschnittsalter der landwirtschaftlichen Betriebsleiter war
55 Jahre. Lediglich sechs der befragten KKMU Leiter waren ursprünglich in der Land
wirtschaft beschäftigt. Die Betriebsleiter wurden nach ihren Gründen für die Gründung
eines außerlandwirtschaftlichen Unternehmens in ländlichen Regionen gefragt, wobei
Mehrfachnennungen erlaubt waren. Die Mehrheit gab an, dass sie zum Zeitpunkt der
Gründung der Meinung waren, dass ein nichtlandwirtschaftliches Unternehmen ihre wirt
schaftliche Lebensgrundlage stärken würde (63 % oder 111 Betriebsleiter). Die zweit häu
figste Antwort bezog sich auf die positive Entwicklung des Dorfes, die neue Aktivitäten
erlaubte (N=41, 23 %). Die Mehrheit der KKMU war im Einzelhandel, einige im Groß
handel beschäftigt (43 %, N=63). Der Dienstleistungssektor stellte die Unternehmenstä
tigkeit von 27,5 % (N=40) der KKMU. Nur zwölf Betriebe verarbeiteten landwirtschaftli
che Produkte (8 %). Weitere 12 % der KKMU waren in der Textilbranche, dem Bauge
werbe, dem metallverarbeitendem Gewerbe oder der Holzverarbeitung (N=15). Die Be
triebsleiter waren aufgefordert die Standortqualität für ihr Unternehmen einzuschätzen.
Nimmt man den prozentualen Anteil der als ,sehr wichtig4 und als ,wichtig' erachteten
Faktoren zusammen, dann ist es die Straßeninfrastruktur, die als wichtigste Standorteigen
schaft genannt wird. Danach folgt die Beschäftigtenqualifikation. 90 % aller Betriebslei
ter schätzten die Qualifikation der Beschäftigten als ,sehr wichtig' oder ,wichtig' ein. Die
Nähe zu Märkten für Betriebsmittel folgte mit 83 %. Es wird nicht überraschen, dass ein
großer Anteil der Betriebsleiter von KKMU subventionierte Entwicklungsprogramme gut
heißen würden. Tatsächlich gaben 55 % der Betriebsleiter die Einschätzung ,sehr wichtig'
für subventionierte KKMU-Unterstützung. Ein nicht unerheblicher Anteil der Betriebs
leiter, nämlich 40 % hatte zudem keinen Zugang zu Kredit trotz der Bereitschaft Markzin
sen zu zahlen.

Die Einschätzung des ländlichen Sektors und insbesondere des Beitrags von außerland
wirtschaftlich orientierten Betrieben zur Lebensgrundlage in Bulgarien gründet sich auf
den Daten des LSMS (Living Standard Measurement Survey), welche die Weltbank 1995
erhoben hat (Weltbank 1995). Während diese Befragung die Bedeutung einer Einkom
mensdiversifizierung offen legt, können keine Rückschlüsse auf die Beschränkungen von
KMU außerhalb der Landwirtschaft aus dem Datensatz gezogen werden. Eine strukturierte
Befragung in diese Richtung wird gegenwärtig unter dem Ace-Phare Projekt P98-1090-R
in Bulgarien implementiert. Im LSMS wurden 2.468 Haushalten befragt. Die meisten
Haushaltsvorstände waren in abhängigen Beschäftigungsverhältnissen (83 %, N=2040).
Von den positiven Nennungen (Mehrfachnennungen waren erlaubt) gaben lediglich 5 %
(N=125) an, einen außerlandwirtschaftlichen Betrieb zu führen. Weniger als 2 % (N=39)
hatten einen landwirtschaftlichen Betrieb, allerdings waren etwa 5 % der Befragten
(N=3158), die älter als 16 Jahre waren, in der Landwirtschaft beschäftigt. Bezogen auf die

3
Die Befragung der landwirtschaftlichen Haushalte in Rumänien wurde im Rahmen des EU-finanzierten
Ace-Phare Programms P95-2170-R durchgeführt. Die Befragung der rumänischen KKMU außerhalb
der Landwirtschaft wurde maßgeblich von der Deutschen Gesellschaft für technische Zusammenarbeit
(GTZ) unterstützt.
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letzten zwölf Monate vor der Befragung, gaben allerdings sogar über 40 % (N=1285) der
über 16 jährigen Familienmitglieder an, einer Tätigkeit in der Landwirtschaft nachgegan
gen zu sein. Über 15 % (N=373) der Familienvorstände gingen befristeten Tätigkeiten
nach. Von den Selbstständigen gaben 12 % an, eine zusätzliche Beschäftigung zu suchen,
bei den Landwirten waren es 15 %. Lediglich 1,6 % der Befragten, die älter als 16 Jahre
waren (N=31$8), gingen zum Zeitpunkt der Befragung einer zweiten abhängigen Be
schäftigung nach. Allerdings gingen überproportional viele in der Landwirtschaft Be
schäftigte (N=154) einer zweiten abhängigen Tätigkeit nach, nämlich 4.5 %. Weiterhin
gaben 4,4 % (N=140) der Befragten an, einer weiteren selbstständigen Tätigkeit nachzu
gehen. Unter den Landwirten waren es ebenfalls 4,5 %, die einer außerlandwirtschaftli
chen selbstständigen Tätigkeit nachgingen. Die Tatsache, dass ein sehr hoher Anteil der
aktiven Bevölkerung in der Stichprobe während der letzten zwölf Monate einer landwirt
schaftlichen Tätigkeit nachgegangen ist, relativ viele Haushalte einer zweiten abhängigen
oder unabhängigen Tätigkeit nachgehen oder eine solche suchen, deutet auch in Bulgarien
auf die Wichtigkeit einer diversifizierten Beschäftigungsstruktur in der Landwirtschaft zur
Sicherung des Lebensunterhaltes hin.

5 Schlussfolgerung und Zusammenfassung

Das Herz des Stabilitätspakts für Südosteuropa, der 1999 nach einem Aufruf der EU be
schlossen wurde, ist das Ziel einer Verbesserung der Lebenssituation der Menschen in der
Region. Voraussetzung dafür sind aber grundlegende Strukturreformen, die in den südost
europäischen Transformationsländern bisher nur sehr schleppend angelaufen sind. Die
Weltbank (2000a) nennt unter ihren Reformprioritäten für Südosteuropa die Armutsbe
kämpfung und die Bekämpfung zunehmender Einkommensunterschiede. Insbesondere im
ländlichen Raum ist die Armut besonders akut. Neben der Entwicklung des ländlichen
Raums sind grundlegende Reformen der sozialen Sicherungssysteme notwendig.

Trotz der beträchtlichen Strukturprobleme gibt es in den meisten MOEL bisher noch keine
koordinierte Regionalpolitik, obwohl zwischenzeitlich ein aktiverer Ansatz verfolgt wird.
Die erforderliche Dezentralisierung der Zuständigkeiten dürfte jedoch noch ein langwieri
ger Prozess sein (Mouque 1999). Innerhalb des Heranführungsinstrumentes SAPARD der
EU haben jedoch alle zehn MOEL nationale Pläne für landwirtschaftliche und ländliche
Entwicklung vorgelegt, die zwischenzeitlich vom STAR-Ausschuss der Europäischen
Kommission genehmigt worden sind. Rumänien widmet durchschnittlich 43 % seiner SA
PARD Mittel Maßnahmen zur ländlichen Infrastrukturverbesserung, Förderung der Hu
manressourcen in der Landwirtschaft sowie Schaffung neuer und Diversifizierung beste
hender wirtschaftlicher Tätigkeiten. In Bulgarien werden 24 % der SAPARD Mittel für
solche Maßnahmen verwendet. Der Anteil, der explizit für die Entwicklung und Diversifi
zierung von wirtschaftlichen Tätigkeiten im ländlichen Raum angesetzt ist, ist jedoch ver
hältnismäßig gering. Weiterhin müssen private Investitionen die durch SAP ARD gefordert
werden, sowohl in der Landwirtschaft als auch in anderen Sektoren, zu 50 % durch den
Investierenden selbst finanziert werden. Hier ist sowohl die Eigen- als auch Fremdfinan
zierung für KMU in Bulgarien und Rumänien nach wie vor schwierig, so dass letztendlich
insbesondere die kleinsten Unternehmen im Wettbewerb um SAPARD Mittel schlechtere

Ausgangsbedingungen haben.

Gerade hinsichtlich der Schaffung neuer Arbeitsplätze und der Diversifizierung wirt
schaftlicher Tätigkeiten im ländlichen Raum sieht die Weltbank (2000b) bei den KMU
jedoch die größte Beschäftigungsmöglichkeiten in den Transformationsländern. Eine ef
fektive Strategie zur Förderung von KMU muss sich dabei gleichzeitig auf drei Säulen
stützen: (1) Finanzierung, (2) Verbesserung des Geschäftsumfeldes und (3) Stärkung des
KMU Unterstützungsnetzwerkes. Diese drei Säulen konnten auch in der empirischen A-
nalyse der KKMU außerhalb der Landwirtschaft in Rumänien identifiziert werden. (1)
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Nahezu 50 % der rumänischen Betriebsleiter sahen im fehlenden Eigenkapital oder dem
mangelnden Zugang zu Kredit eine Hauptbeschränkung für die Betriebsentwicklung. (2)
Das Geschäftsumfeld, wie z. B. die Straßeninfrastruktur und der Zugang zu Betriebsmit
telmärkten, wurde ebenfalls sehr hoch angesiedelt bei der Einschätzung dessen, was einen
Betriebsstandort vorteilhaft macht. (3) Das Bewusstsein, dass Beratung und Marktinfor
mation die Wettbewerbsposition stärken können, ist dagegen bei den rumänischen Be
triebsleitern noch wenig ausgebildet. Während das SAPARD Programm einen Beitrag zur
Finanzierung von KMU in ländlichen Gebieten von Transformationsländern leistet, muss
doch noch ein nicht unerheblicher Anteil der Mittel privater Investoren, die im Wettbe
werb um SAPARD Mittel gewonnen haben, durch die Unternehmer selbst aufgebracht
werden. In diesem Zusammenhang ist die Existenz eines effektiven ländlichen Finanzwe
sens von hervorragender Bedeutung. Die ländlichen Infrastrukturmaßnahmen werden
teilweise unter SAPARD aber auch ISPA berücksichtigt. Es ist auffällig, dass die SA-
PARD-Maßnahmen für die wirtschaftliche Diversifizierung des ländlichen Raums über
den Zeitraum von 2000-2006 in dem Maße zunehmen, in dem die Infrastrukturentwick
lung fortschreitet. Die Diskussion des den Strukturfonds der europäischen Gemeinschaft
nachempfundenen ländlichen Heranführungsinstruments SAPARD im Hinblick auf Ar
mutsreduzierung und Beschäftigungsschaffung zeigt, dass SAPARD im Wesentlichen
durch die Schaffung von Beschäftigung im ländlichen Raum einen Beitrag zur Armutsre
duzierung leisten kann. SAPARD ist aber für Kleinst- und Kleinbetriebe schwer zugäng
lich, diese stellen jedoch die Mehrheit der ländlichen KMU in MOE.
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